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Abstract: Der Beitrag skizziert die vorhandenen Ansätze des elektronischen 
Studentenausweises und der "Mitarbeiterkarte" für Universitätsbedienstete, 
analysiert die Rahmenbedingungen für die Umsetzung im Zuge der 
Etablierung der Bürgerkarte und versucht die individuellen Bedürfuisse und 
Anforderungen der Universitäten zu berücksichtigen, um den wichtigen 
Bestandteil der Signaturkarte auf dem Weg zu effizientem e-Govemment 
auch in die Geschäftsprozesse einer Universität integrierbar zu machen. 

1. Bestehende Umsetzungen des "Elektronischen 
Studentenausweises" 

Der elektronische Studentenausweis ist an zwei Universitäten (Kepler 
Universität Linz1 bzw. Wirtschaftsuniversität Wien2 in Österreich, basie­
rend auf der gesetzlichen Grundlage des § 7 Abs. 4 Universitäts­
Studienevidenzverordnung 1997 (BGBl II 245/1997), in die Geschäfts­
prozesse der Universität integriert und von den Studenten im alltäglichen 
Leben akzeptiert. Die beiden Lösungen unterscheiden sich allerdings hin­
sichtlich Funktionsumfang, technischer Spezifikation, Verwendbarkeit im 
Zuge von e-Government Lösungen und Integration innerhalb der Ver­
waltungsapplikationen der Universität. 3 

Die Lösung an der Universität Linz berücksichtigt sowohl Karten fur 
Studierende als auch Karten für Mitarbeiter der Universität und ermög­
licht ihnen Einsatz der Chipkarten im Rahmen der Parkraumbewirtschaf­
tung, als Mensen-Karte, als Kopierzähler sowie für eine Vielzahl von 
nützlichen Affinity-Funktionen im Laufe der Studentenkarriere. Der 
elektronische Studentenausweis dient dabei sowohl als Legitimations­
ausweis bei Prüfungen, Anmeldung zu Prüfungen, als auch zur Fortset-

1 http://www.uni-linz.ac.at. 
2 http://www.wu-wien.ac.at. 
3 http://www.test.uni-linz.ac.at/rechtslindex.htm bzw. http://www.mywu.at/. 
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zungsmeldung des Studiums bzw. bei der Dokumentation des Studien­
fortschrittes bzw. -erfolges (Zeugnisdruck, Fortsetzungsbestätigung, 
uä). Zusätzlich beinhaltet der Studentenausweis an der Universität Linz 
eine elektronische Geldbörse, was allerdings, bedingt durch den verwen­
deten Chiptyp, eine Einschränkung hinsichtlich der technischen Möglich­
keiten für den Einsatz im Rahmen von e-Govemment Verfahren darstellt. 
Wegen der proprietären Struktur ist eine Interoperabilität nicht gegeben 
und im Unterschied zur elektronischen Signatur ist sie international nahe­
zu auszuschließen. 

Im Unterschied dazu ist der Chiptyp, welcher an der Wirtschaftsuni­
versität Wien Verwendung findet, für den Einsatz von sicheren elektro­
nischen Signaturen4 geeignet und ermöglicht so den Einsatz im Zuge 
von Verwaltungsverfahren gegenüber der Universität bzw. beteiligten 
Behörden. 

Muster eines elektronischen Studentenausweises5 

Beide Karten wurden in die Geschäftsprozesse der Universitäten 
integriert und stellen sowohl für die Studienabteilungen als auch diverse 
andere beteiligte Organisationseinheiten eine Entlastung bei der Admini­
stration universitärer Vorgänge dar. 

Jedoch alleine die Tatsache, dass zwei Realisierungen an zwei Univer­
sitäten technisch nicht kompatibel sind und auch im Zusammenhang mit 
Verwaltungs-Modemisierung nur beschränkt eingesetzt werden können, 
lässt einen Koordinierungsbedarf sinnvoll erscheinen. 

4 Brenn, Signaturgesetz, 1999. 
5 Ausweis fiir Studierende basierend auf Universitäts-Studienevidenzordnung 1997. 
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2. StudentServiceCard und/oder Bürgerkarte 
Die Realisierung des elektronischen Studentenausweises stellt sowohl 

an die Technik als auch an die Organisation große Herausforderungen. 
Wie bereits im Abschnitt zuvor beschrieben, sollte als Minimalanforde­
rung an die Etablierung neuer SmartCard6 Lösungen an Österreichischen 
Universitäten die universitätsübergreifende Kompatibilität der verwende­
ten Technik sowie die Etablierung von Verwaltungsapplikationen, welche 
den Einsatz moderner, elektronischer "StudentService Cards" (SSC) er­
möglichen, im Vordergrund stehen. 

Unbedingt steht dabei die Normierung des verwendeten Chips und die 
einheitliche Festlegung der Datenfelder bzw. sogenannter verschlüsselter 
Infoboxen ("Datenhandtaschen") im Vordergrund. Auf Grund internatio­
naler Erfahrungen wird die Verwendung eines kryptographischen Chips, 
welcher die Signaturerstellungsdaten fiir eine sichere elektronische Si­
gnatur beinhalten kann, empfohlen. Weiters werden durch die gesetzliche 
Bestimmung des UniStG aus dem Jahre 1997 die verwendeten, optischen 
Bestandteile auf der Kartenoberfläche geregelt; zusätzlich wird in einem 
wiederbeschreibbaren Bereich der Karte die Fortsetzungsmeldung aktuell 
gehalten. Die Datenfelder des Chips sind gleich der optisch verwendeten 
Felder und enthalten zusätzlich Felder fiir die sichere elektronische Si­
gnatur, ftir Attributzertifikate bzw. für zuvor erwähnte Infoboxen. 

Die Universität (möglicherweise die Studienabteilung bzw. eine noch 
zu etablierende Stelle) übernimmt die Registrierung der Studierenden ge­
mäß Signaturgesetz, die Zertifizierung und Verwaltung des Zertifikates 
erfolgt durch Zertifizierungsdiensteanbieter. Der Student erhält sodann 
den "Erst-PIN", welcher der Universität unbekannt ist und zum Aktivie­
ren der Karte dient. Ob der Student vor der regulären SSC eine temporäre 
"Starterkarte" erhält, welche nur kurzfristig der elektronischen Zuordnung 
dient ("Erst-PIN") bzw. eine in notwendigen Arbeitsschritten vorpersona­
lisierte "Bürgerkarte", gilt es die Kosten/Nutzen-Relation abzuwägen 
bzw. die Eingliederung in die bestehenden Geschäftsprozesse der Univer­
sität zu analysieren. Zu berücksichtigen sind allerdings auch die bei einer 
Beteiligung am Bürgerkartensystem quasi gratis mit verwendbaren Res­
sourcen wie HelpDesks, Hotline, Informationskampagnen uä. Nach Aus­
folgung und Aktivierung der SSC wird die Starterkarte (diese stellt sicher, 

6 Card-tech joumal: http://www.ct-ctst.com/CT, Smart card alliance: 
http://www.smartcardalliance.org, Eurosmart: http://www.eurosmart.com, Smart Card 
Forum: http://www.smartcardforum.org/. 
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dass es sich um den richtigen Karteninhaber handelt) ungültig, pfandähn­
liche Systeme können die Retournierung dieser Karten sicherstellen. Das 
Prinzip der Starterkarte könnte auch bei Verlust der Karte, fiir temporäre 
Gasthörer bzw. fiir nicht in Österreich ansässige Studierende im Bedarfs­
fall umgesetzt werden. 

Im Vordergrund sollte dabei vor allem auch das OneStopShop- bzw. 
in diesem Fall OneStopUniversity-Prinzip stehen, da die Universitätsver­
waltung nicht unnötiger Weise und über das Mindestmaß hinausgehend 
frequentiert werden sollte. 

Nach erfolgter Aktivierung der StudentService Card an den Service­
Points der Universitäten, was ein Bedrucken des wiederbeschreibbaren 
Feldes bzw. eine Aktualisierung der Chip-Datenfelder bedeuten würde, ist 
die Karte funktionstüchtig und im Rahmen elektronischer Verwaltungs­
vorgänge einsatzbereit. Zumindest einmal pro Semester, am günstigsten 
zu Semesterbeginn, müsste der ServicePoint besucht werden, um nach 
Zutreffen aller Voraussetzungen eine Aktualisierung der SSC durchfUhren 
zu können. 

Nicht weniger wichtig ist allerdings das Schaffen der Voraussetzung 
fiir den Einsatz dieser modernen Verwaltungsinstrumentarien. Im Vorder­
grund steht dabei sowohl die Errichtung sogenannter ServicePoints, wel­
che auch außerhalb der üblichen Öffnungszeiten frequentiert werden kön­
nen und der Einzug der Kartenlesegeräte in die Konfiguration des durch­
schnittlichen Home-PCs, welcher bis jetzt noch nicht vorhanden ist, ob­
wohl sich in den nächsten Jahren diese Strukturmerkmal etablieren und 
durchsetzen wird. Ebenso wichtig ist die Normierung der Verwaltungs­
vorgänge flir den Einsatz von sicheren elektronischen Signaturen und die 
Etablierung sogenannter "Killerapplikationen", welche die Verwendung 
der SSC gerade in der Anlaufphase bzw. Gewöhnungsphase positiv unter­
stützen. Als Beispiele fiir solche Applikationen können sowohl e-Voting, 
Entrichtung von Verwaltungsgebühren im Rahmen von e-Govemment, 
Evaluation von Lehrveranstaltungen, Freifahrtschein - Errnäßigungsaus­
weis, (siehe dazu auch www.buergerkarte.at) genannt werden. Weiters 
könnten alle Verwaltungsvorgänge innerhalb der Universitäten, welche 
bis jetzt einer Unterschrift bedurften, dadurch teilweise an die Öffnungs­
zeiten der Dekanate bzw. Studienabteilungen gebunden waren jetzt in 
elektronischer Form vom entlegensten Winkel Österreichs abgewickelt 
werden. 
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3. Fazit 
Bleibt nur abschließend zu bemerken, dass die Umsetzung der Stu­

dentServiceCard einen wichtigen Schritt im Konzept des e­
Governmene·8 darstellt, Erweiterungsmöglichkeiten bietet (vielleicht ge­
lingt auch die Etablierung eines internationalen Studentenausweises in 
Kartenformat) und das Konzept sinnvollerweise auf Universitätsangehö­
rigen-Karten erweitert wird (Rollendefinitionen bzw. Attributzertifikate ). 
Attribut-Zertifikate dienen im elektronischen Geschäftsverkehr dazu, 
Rollen wie die Vertretungsmacht gegenüber Dritten auszuüben, zur 
Selbstbeschränkung, falls die elektronische Unterschrift nur fur bestimmte 
Zwecke zulässig sein sollte oder um eine Qualifikation oder Zulassung zu 
beweisen. Im Gegensatz zu einem Signaturschlüsselzertifikat enthält ein 
Attributzertifikat keinen öffentlichen Schlüssel. Mit diesen Rollendefini­
tionen bzw. Attributzertifikaten könnte dann eine physische Person je 
nach zugeordneter Rolle als Rektor, Studiendekan, oder anderes Organ 
agieren, was einen weiteren Schritt in Richtung effiziente, elektronischer 
Verwaltung bedeuten würde. 

7 Traunmü!ler R., Lenk K., Electronic Govemment als ganzheitlicher Ansatz, in: 
Schweighofer/Menzel (Hg.), E-Comrnerce und E-Govemment, 2000, S. 69-78. 
8 Lenk, K., Traunmüller, R., Öffentliche Verwaltung und Informationstechnik, 
Schriftenreihe Verwaltungsinformatik 20, Heidelberg: R. v. Deck er Verlag, 1999. 


